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Eine Chance für das Klima  
und die Wirtschaft Graubündens

W
Wir im Kanton Graubünden ver-
brauchen jährlich gut 400 000 Ton-
nen fossile Energieträger und ver-
ursachen damit rund 1,3 Millionen 
Tonnen CO2. DAS IST NICHT GUT 
FÜR DAS KLIMA UND STÖRT MICH 
IN MEINER FUNKTION ALS UM-
WELTMINISTER. FÜR DIE FOSSI-
LEN ENERGIETRÄGER – VOR ALLEM 
ÖL, DIESEL, BENZIN UND ERDGAS – 
GEBEN WIR BÜNDNERINNEN UND 
BÜNDNER JÄHRLICH 400 MILLIO-
NEN FRANKEN AUS. VON DIESEM 
GELD FLIESSEN DEUTLICH MEHR 
ALS 200 MILLIONEN FRANKEN AN 
AUSLÄNDISCHE KONZERNE UND 
ÖLFÖRDERLÄNDER AB. DIESE GEL-
DER SIND HEUTE FÜR DIE BÜNDNER 
VOLKSWIRTSCHAFT VERLOREN. ALS 
FRÜHERER WIRTSCHAFTSMINISTER 
STÖRT MICH DAS EBENSO. 

Wir wissen längst, was wir 
tun müssen: Besser uns mit Bünd-
ner Strom im öffentlichen Verkehr 
oder im Elektrofahrzeug oder mit 
wasserstoffbetriebenen Lkws fort- 
bewegen, als Benzin und Diesel zu 
verbrennen. Besser mit Umwelt-
wärme heizen als mit Öl oder Erd-
gas und energetische Gebäudesa-
nierungen und Effizienzsteigerun-
gen im Haustechnikbereich voran-
treiben. Diese Umstellungen und 
Massnahmen laufen teilweise be-
reits. Ein gutes Beispiel ist das vor 
acht Jahren lancierte «Leuchtturm-
projekt – energieeffiziente Hotels 
Graubünden». Dieses preisgekrönte 
Projekt von Hotelleriesuisse Grau-

bünden hat Pioniercharakter und 
ist erfolgreich unterwegs. Wir müs-
sen aber in Graubünden noch mehr 
und viel schneller umsetzen, um 
die Klimaziele von Paris zu errei-
chen. Und genau dort setzt der Ak-
tionsplan «Green Deal für Graubün-
den» an, der aus einem Auftrag aus 
dem Grossen Rat hervorging. Die-
ser Auftrag verlangt, dass der Ab-
schied von den fossilen Energieträ-
gern und den CO2-Emissionen so 
stark beschleunigt wird, wie es zur 
Einhaltung der genannten Klima-
ziele erforderlich ist. 

Ich habe mit grossem Engage-
ment in der Oktobersession des 
Grossen Rates die Botschaft der 
Regierung zum Aktionsplan 
«Green Deal für Graubün-
den» vertreten, weil die-
ser Plan eine grosse Chan-
ce für Graubünden bietet. 
Wir können nämlich nicht 
nur unseren Beitrag zum 
Klimaschutz leisten, sondern 
auch als Volkswirtschaft profi-
tieren. Wir haben die Chance, die 
heute mehr als 200 Millionen Fran-
ken statt für Erdöl und Erdgas für er-
neuerbare Energieträger wie Strom 
oder erneuerbare Gase aus Grau-
bünden einzusetzen. 

Damit sind zwei Vorteile ver-
bunden: Erstens kann jeder im eige-
nen Kanton ausgegebene Franken 
im Kanton mehrmals ausgegeben 
werden, also mehrmals Wertschöp-
fung generieren. Zweitens wird die 
Umstellung auf erneuerbare Ener-
gieträger es der einheimischen Wirt-
schaft erlauben, mehr Arbeitsplätze 
zu schaffen, zum Beispiel für das An-
bringen von Wärmeisolationen bei 
den Gebäuden, die Installation neu-
er Heizanlagen, Solaranlagen, Lade-

stationen für Elektrofahrzeuge und 
Tankstellen für Wasserstoff. Da Kli-
maschutz immer wichtiger wird, 
können so mehr junge Menschen 
handwerkliche und gewerbliche 
Berufe mit besseren Zukunftspers-
pektiven erlernen und ausüben. Ich 
bin sehr zufrieden damit, dass der 
Grosse Rat den Anträgen der Regie-
rung und seiner Vorbereitungskom-
mission in den wichtigsten Punkten 
gefolgt ist. Er hat einen Verpflich-
tungskredit über insgesamt 67 Mil-
lionen Franken für Sofortmassnah-
men zur Verfügung gestellt. Damit 
können in den nächsten vier Jahren 
die zusätzlichen Anreize für die Um-

stellung bei Gebäuden und im Ver-
kehr gesetzt und auch Klimaschutz-
massnahmen in der Landwirtschaft 
umgesetzt werden. Diese Umstel-
lungen sind eine Chance für das 
Bau- und Baunebengewerbe und 
auch für Berufe im Zusammenhang 
mit dem Verkehr.

Aber nicht nur das: Der Gros-
se Rat hat auf Antrag der Regie-
rung auch die Leitlinien für die Aus-
arbeitung der zweiten Etappe dieses 
Plans festgelegt. Die Phase II um-
fasst nicht nur eine Weiterführung 
der Massnahmen der ersten Phase, 
sondern sie schafft die rechtlichen 
Grundlagen der weiteren Finanzie-
rung und ermöglicht Massnahmen 
in anderen Politikbereichen. Indus-

trielle Prozesse müssen nachhalti-
ger und klimafreundlicher gestal-
tet werden, um die CO2-Emissionen 
zu reduzieren oder die Stoffkreisläu-
fe zu schliessen. Die Kreislaufwirt-
schaft muss in verschiedenen Berei-
chen vorangetrieben werden. Das 
fördert Innovationen und kann der 
Industrie und auch im Tourismus 
neue Chancen eröffnen, in zukunfts-
fähige Geschäftsfelder einzusteigen.

Der «Aktionsplan Green Deal» 
entspricht den Grundanforderun-
gen für eine liberale Klimapolitik: Er 
setzt vor allem auf Effektivität, Ef-
fizienz, Technologieneutralität und 
Verursachergerechtigkeit. So hat es 

beispielsweise Avenir Suisse in 
ihrem Buch «Wege zu einer li-

beralen Klimapolitik» vorge-
zeichnet. Und wir werden 
den Aktionsplan so weiter-
entwickeln, dass wir schon 
möglichst viel mit den Fi-

nanzreserven des Kantons 
anstossen können und Ab-

gaben möglichst zurückhaltend 
und Steuererhöhungen nur als Ul-
tima Ratio einsetzen. Der Bündner 
Aktionsplan setzt nicht auf Verbo-
te oder Gebote, sondern auf Anrei-
ze. Er ist kein links-grüner Umver-
teilungsplan, sondern ein gut bür-
gerliches Impulsprogramm für die 
einheimische Wirtschaft, das einen 
wichtigen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten kann. Ich freue mich darauf, 
die Ausgestaltung dieses Plans wei-
ter begleiten zu dürfen, und danke 
allen für ihre Beiträge zum Klima-
schutz.

JON DOMENIC PAROLINI ist  
Regierungsrat und Vorsteher des  
Erziehungs-, Kultur- und Umwelt-
schutzdepartements.

«Der Aktionsplan 
setzt nicht auf  
Verbote oder  
Gebote, sondern 
auf Anreize.»

L I C H T B L I C K  Julia Bonifazi, Salouf

Der strahlende Saoseosee im Val di Campo

G A S T K O M M E N T A R

3G! – Geimpft,  
genesen,  
gestorben

 ▸ M A R I A N N E  M A N Z A N E L L über die  
Abstimmung zum Covid-19-Gesetz.

A m 31.12.2019 bestätigte ein fer-
nes Land den Ausbruch einer un-
bekannten Infektion. Schon nach 

30 Tagen ist die Seuche in Europa. Nichts ist be-
kannt! Ist es eine harmlose Grippe oder eine Spa-
nische Grippe mit 25 bis 50 Millionen Toten? Ab-
warten oder den Lockdown-Knopf drücken? Diesen 
Knopf gibt es nicht! Es gibt nur Lockdown-Varian-
ten! Wirtschaft schonen, Geld verdienen, Feste fei-
ern – gegen den Tod? Weil man nichts weiss, gibt es 
Widersprüche und unterschiedliche Massnahmen. 
Fakten und Fakes werden unkontrolliert verbreitet.

Am 10.1.2020 ist das Gen des Covid-19-Virus ent-
schlüsselt und online gestellt. Die Forscher entwi-
ckeln einen Impfstoff, sie überwachen die Mutatio-
nen und bleiben dem Erreger auf den Gen-Fersen. 85 
bis 95 Prozent Geimpfte entwickeln genügend Anti-
körper. Leider gibt es das Nullrisiko auch in der Me-
dizin nicht. Fünf bis 15 Prozent der Geimpften ent-
wickeln zu wenig Antikörper. Der Krankheitsver-
lauf dieser Fälle ist trotzdem oft weniger schwer-
wiegend. Impfen hilft! Kantone mit hohen Impf-
quoten haben weniger Covidfälle als diejenigen mit 
tiefen Quoten. Die SVP ignoriert die Fakten, sie be-
wirtschaftet die Impfgegner, trychelt mit und freut 
sich über den Parteizulauf. Die SVP ist ein Gefäss für 
Querdenker, Staatsverdrossene, Despoten und Ver-
schwörungstheoretiker geworden. Als grösste Partei 
stellt sie zwei Bundesräte. Sie kann sich nicht als Op-
positionspartei positionieren, sie trägt die Entschei-
de des Gesamtbundesrates mit und bewirbt gleich-
zeitig die Staatskritiker, die dem Bundesrat autori-
täre Diktatur und Überwachungsstaat unterstellen. 
79 Prozent der stimmberechtigten Bürger sind ge-
impft. Die Impfgegner werden mit Samthandschu-
hen angefasst. Die Gegner protestieren jeden Don-
nerstag in Bern. Die Ladenbesitzer verrammeln ihre 
Läden. Sie können den Abendverkauf vergessen. 
Die Polizei lenkt den Verkehr um, hält die Gewaltbe-
reiten mit Wasserwerfern davon ab, zu randalieren 
und das Bundeshaus zu stürmen. Die Einsatzkosten 
bezahlt der Steuerzahler! 

Auf der Intensivstation sind 93 Prozent der Co-
vidpatienten ungeimpft. Ein Patient, der beatmet 
werden muss, kostet pro Tag 4000 Franken. Die 
Langzeitfolgen von Covid-19 verursachen Kosten 
wie Krankentaggelder, Krankenkassenleistungen 
und Absenzen am Arbeitsplatz. Bezahlt durch die 
Allgemeinheit! Alle Impfgegner dürfen Impfgeg-
ner sein, ihnen wurden die Tests aus Steuergeldern 
bezahlt, sie werden in den Spitälern gepflegt, ohne 
Zusatzversicherung für riskantes Verhalten und so 
weiter. Das genügt ihnen jedoch nicht! Sie wollen 
ihre Meinung allen aufzwingen. Sie verhindern den 
Einsatz von Impfmöglichkeiten, die der Bund, um 
die Bevölkerung zu schützen, mit Steuergeldern fi-
nanziert. Sie bedrohen den Impfbus in Chur, sodass 
dieser in der Garage bleibt. Bevor das Impfen mög-
lich war, dünnte sich jede Seuche aus, bis alle in der 
Population (Tiere auch) entweder genesen oder ge-
storben sind. Die Genesenen sind immun und die 
Gestorbenen sind samt Viren im Grab isoliert. Die 
natürliche Herdenimmunität tritt ein. 

Der brasilianische Staatschef Jair Bolsonaro ist 
gegen die Richtlinien der WHO. So entsteht die na-
türliche Herdenimmunität. Was das für ein Elend 
ist, sieht man in den Medien. Ein zusammengebro-
chenes Gesundheitssystem, sterbende Menschen 
auf den Strassen. So bekommen die Impfgegner ihr 
Traumland. Dass auf regierungskritische Demons-
tranten scharf geschossen wird, ist egal, da es kei-
nerlei Coronamassnahmen gibt, muss man ja nicht 
demonstrieren (Brasilien hat gegen den Willen der 

Regierung viel zu spät mit Imp-
fen begonnen). Das Impfzer-

tifikat erleichtert das Le-
ben. Es ist auch im Aus-
land anerkannt. Dem Vi-
rus sind die Ansteckungs-

wege unter Geimpften ab-
geschnitten. Trotzdem ver-

langen die Impfgegner, dass 
es nicht gültig ist. Die mehrheit-

lich schweigenden Geimpften müssen unbedingt 
abstimmen gehen und ein überzeugtes Ja zum Co-
vid-19- Gesetz in die Urne legen!

M A R I A N N E  M A N Z A N E L L schreibt nach Themen 
ihrer Wahl und freut sich auf Feedback. marianne.
manzanell@freymatic.com
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